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Parteibildung und Wahlkampf in Bremen 2005-2007

Bremen, an der Auffahrt zur Kurfürstenallee, zehn Uhr abends, im April 2007. Zwei Menschen stehen auf der Grüninsel vor dem Großflächen-Plakat der LINKEN und machen Fotos. Der eine ist Michael Horn, langjähriger PDS-Genosse und vor Jahren aus dem Osten zugewandert, seit Wahlkampfbeginn Pressesprecher in Bremen. Die andere ist Doris Achelwilm, Kulturjournalistin und frühere SPEX
-Autorin, parteilos, seit Wahlkampfbeginn Mitarbeiterin für Öffentlichkeitsarbeit in Bremen. Eigentlich ist längst Feierabend, aber Feierabend in Wahlkampfzeiten ist relativ, man ist mittlerweile schon etwas überdreht, und es herrscht Begeisterung darüber dass endlich, endlich die Großflächenplakate hängen. Hinter den beiden donnert ein Truck auf die Auffahrt. Der Fahrer hat das Fenster runtergekurbelt, grinst über die Foto-Session und brüllt rüber: „Ich wähl’ euch auch!“

Ungefährt zu diesem Zeitpunkt wussten Eingeweihte, dass es wahrscheinlich klappen würde mit dem Einzug der LINKEN ins erste westdeutsche Landesparlament, auch wenn die Umfragen kurz vor der Wahl noch einmal nach unten zeigten. Aber es waren Geschichten wie diese, aus denen sich der Eindruck verdichtete, dass diesmal etwas anders ist als früher, anders auch noch als bei der Bundestagswahl zwei Jahre vorher. 

Fünf Prozent sind im Westen der Republik nicht einfach eine Zahl. Sie sind eine Mauer, eine Wand um ein politisches Ghetto, aus dem die organisierte Linke im Westen nie ausbrechen konnte. Mit der Bürgerschaftswahl in Bremen am 13. Mai 2007 gelang es der LINKEN zum ersten Mal, diese Mauer zu durchbrechen. Was die PDS in 16 Jahren nicht geschafft hatte, was zuvor der DKP ebenso wenig gelungen war wie den Demokratischen Sozialisten (DS), der Deutschen Friedensunion (DFU) und allen anderen Versuchen, eine Partei links von der SPD zu etablieren: Diesmal glückte es. 

Und sogar sehr deutlich. Mit 8,4 Prozent übertraf die LINKE nicht nur ihr eigenes (als offensiv eingeschätztes) Wahlziel von 7 Prozent, sondern auch die Erwartungen aller Beobachter. Dass das Ergebnis in seiner Höhe nahezu identisch ist mit dem Bremer Ergebnis bei der Bundestagswahl 2005, darf nicht zu dem Fehlschluss verleiten, hier wäre einfach die bundespolitische Aussage durch die Wählerinnen und Wähler wiederholt worden. Landtagswahlen sind mit Bundestagswahlen nicht vergleichbar. Die Wahlen in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg hatten gezeigt, dass die LINKE im Westen erst einmal mit deutlichen Abschlägen gegenüber dem jeweiligen Bundestagswahl-Ergebnis rechnen muss. 

Tabelle 1: Wahlergebnisse der LINKEN im Vergleich Bundestagswahl-Landtagswahl

Die Wahlergebnisse in Bremen zeigen seit jeher, dass es ein deutlich unterschiedliches Wahlverhalten für Bundes- und Landeswahlen gibt. So lag z.B. die SPD bei Bundestagswahlen in Bremen lange Zeit in einem Korridor nahe bei 50 Prozent, während sie sich bei Bürgerschaftswahlen seit 1991 in einem Korridor zwischen 38 und 42 Prozent bewegt (nur 1995 vorübergehend unterbrochen durch die rechtssozialdemokratische Abspaltung der AFB
). Die CDU dagegen erzielt seit 1967 systematisch wesentlich höhere Ergebnisse bei Bürgerschaftswahlen (30 Prozent + X) als bei Bundestagswahlen (25 Prozent und darunter). 

Tabelle 2: Wahlergebnisse im Land Bremen 1995-2007
Entsprechend war klar, dass der gesamtdeutsche Erfolg der LINKEN bei der Bundestagswahl zwar eine notwendige Voraussetzung war für ein gutes Ergebnis bei der Landtagswahl in Bremen, dass aber in keiner Weise damit zu rechnen wäre, dass dieses Ergebnis sich einfach auf die Landtagswahl übertragen ließe. Landtagswahlen werden im Land gewonnen und verloren. Landesparteien werden von den Wählerinnen und Wählern deutlich getrennt betrachtet von ihren Bundesparteien, wie die Wahlergebnisse zeigen. Oder vielleicht präziser: Wählerinnen und Wähler unterscheiden sehr genau, welche Botschaften sie mit welchen Wahlentscheidungen mitteilen wollen.

Im Vergleich der Stadtteile zeigt sich, dass das Wahlverhalten zwischen Bundestagswahl und Landtagswahl in Bremen unterschiedlicher ausfiel, als das Gesamtergebnis es zeigt. Die Stadtteile wurden dafür in größere Gruppen zusammengefasst. Die urbanen Mischgebiete in der unmittelbaren Stadtmitte und Links der Weser stellen die Hochburgen der LINKEN mit 12 und 13 Prozent dar. Hier erzielen auch die Grünen Spitzenwerte von 30 bis 40 Prozent; im Beirat „Mitte“ verfügen Grüne und LINKE zusammen über eine rechnerische Mehrheit. Die schwächsten Ergebnisse, gut 5 Prozent, erzielt die LINKE in den bürgerlichen Wohnvierteln, die sich von der Innenstadt weg nach Nordosten ziehen. 

Tabelle 3: Wahlergebnisse der LINKEN bei der Bürgerschaftswahl nach Stadtteilen

Diesen „City“-Gebieten stehen die „Quartiere“ gegenüber, Stadtviertel mit niedrigeren Einkommens- und Konsumniveaus, höherer Arbeitslosigkeit, billigerem Wohnraum und höherem migrantischen Bevölkerungsanteil. In den ehemaligen Arbeitervierteln, die sich von der Stadtmitte aus nach Westen hinziehen, ist die LINKE fast so stark wie in den urbanen Mischgebieten. Hier liegen jedoch anstelle der Hochburgen der Grünen die starken Gebiete der SPD. In den Vierteln im Süden und Osten liegen viele der sozialen Problemgebiete, die aus Mitteln der Programme „soziale Stadt“, „Wohnen in Nachbarschaften“ (WiN) oder „Lokales Kapital für soziale Zwecke“ (LOS) gefördert werden. Hier liegt die LINKE knapp unter ihrem städtischen Durchschnitt. 

Getrennt vom eigentlichen Stadtgebiet liegen Bremen-Nord, ebenfalls ein strukturschwaches Gebiet, und – 50 km entfernt an der Küste – Bremerhaven, das eine eigene Stadt ist, aber zusammen mit Bremen das Bundesland Bremen bildet. Bremerhaven ist die deutsche Stadt mit der fünfthöchsten Arbeitslosigkeit, die Kinderarmut liegt bei 40 Prozent. Trotz der boomenden Hafen-, Container- und Logistikwirtschaft und der teilweisen Erfolge als Wissenschaftsstandort ist Bremerhaven arm und bietet der überwiegenden Mehrzahl seiner Einwohner keine Perspektive. Hier erzielt die DVU seit Jahren stabil über 5 Prozent, was aufgrund des Bremischen Wahlrechts bereits zum Einzug in die Bürgerschaft reicht. 

Tabelle 4: Wahlergebnisse der LINKEN bei der Bundestagswahl nach Stadtteilen

Tabelle 5: Vergleich Bürgerschaftswahl-Bundestagswahl nach Stadtteilen

Der Vergleich zwischen Bürgerschaftswahl 2007 und Bundestagswahl 2005 in Bremen zeigt, dass die Ergebnisse in den Quartieren nahezu gleich ausfielen. In den urbanen City-Gebieten konnte die LINKE bei der Bürgerschaftswahl nochmals deutlich zulegen, während sie in den Exklaven Bremen-Nord und Bremerhaven verloren hat. Die Ursachen sind durchwegs auf der Landesebene zu suchen. In Bremerhaven war die LINKE durch den getrennten Wahlantritt bei der Stadtverordnetenversammlung geschwächt. In Mitte und Links der Weser ist die Partei nicht nur besonders mobilisierungsfähig (wie im Westen Bremens auch), hier wohnen auch die beiden Spitzenkandidaten der Bürgerschaftsliste, Peter Erlanson (Ex-WASG, Links der Weser) und Klaus-Rainer Rupp (Ex PDS, Mitte). 

Die auf Bundesebene von den Medien oft geäußerte Meinung, die LINKE sei in Bremen eher trotz als wegen ihrer Landesgestalt gewählt worden (also trotz ihrer KandidatInnen, trotz ihres Landesprogramms, trotz ihres Landeswahlkampfs), geht daher in die Irre. Umgekehrt macht es Sinn, Parteibildung und Wahlkampf in Bremen im Sinne einer Best-Practice-Studie zu analysieren und zu prüfen, welche Elemente hier zum Erfolg beigetragen haben, zu bewahren sind und sich gegebenenfalls auch auf andere Bundesländer übertragen lassen. 

Bürgerschaftswahl in Bremen: Linksrutsch und Linksverschiebung

Bremen hat innerhalb der deutschen Bundesländer ein traditionell nach links verschobenes politisches Klima. Die Bürgerschaftswahl 2007 hat jedoch einen massiven Linksrutsch gebracht, dessen Ausmaß bemerkenswert ist. Die regierende Große Koalition verlor fast 10 Prozent (von 72.1 Prozent auf 62.5 Prozent), Rot-Rot-Grün wäre rechnerisch praktisch genauso stark (61.6 Prozent) wie eine Große Koalition. (1999, zu Beginn der Großen Koalition, betrug das Verhältnis zwischen Großer Koalition und Rot-Rot-Grün noch 79.7 Prozent zu 54 Prozent.) Das Verhältnis zwischen Rot-Rot-Grün und den bürgerlichen Parteien CDU/FDP hat sich bei der Wahl 2007 um ganze 7.1 Prozent nach links verschoben (von 56.8 zu 34.0 auf 61.6 zu 31.7). Auch für Landtagswahlen ist das eine geradezu dramatische Verschiebung. Das bürgerliche Lager ist auf unter ein Drittel der Stimmen gefallen. Eine ähnliche Dominanz gab es nur einmal seit 1945, nämlich 1987, als SPD und Grüne zusammen mit der DKP rechnerisch auf 61.5 Prozent der Stimmen kamen. 

Der Linksrutsch zwischen den politischen Lagern ging einher mit einer Linksverschiebung innerhalb des linken Lagers. Die SPD verlor 5.5 Prozent, die Grünen gewannen 3.6 Prozent, die LINKE erzielte 6.7 Prozent mehr als 2003 die PDS. Ein Zusammenfallen von Linksrutsch und Linksverschiebung innerhalb des linken Lagers ist „normal“ und bei den meisten Wahlen zu beobachten. Dass bei den Wahlen 2003 die PDS verlor, obwohl sich das Verhältnis zwischen links und rechts insgesamt nach links verschob, zeigte deutlich dass etwas nicht stimmte: nach der verlorenen Bundestagswahl 2002 und nach dem Austritt desjenigen Bremer Flügels, der eng mit der Sozialbewegung verbunden war, konnte die PDS nicht von der Linksverschiebung auf der Landesebene profitieren und auch nichts zu ihr beitragen. 

Rechnerisch hatte in Bremen auch schon vor der Wahl 2007 eine rot-grüne Koalition eine Mehrheit. Seit 1991, als die SPD die absolute Mehrheit verlor, hätte es immer für Rot-Grün gereicht. Stattdessen regierte die SPD, die in Bremen durchgehend seit 1946 an der Macht war, zunächst mit einer Ampel-Koalition mit Grünen und FDP weiter, bevor sie 1995 in eine Große Koalition wechselte. Die Wahl 2007 hatte also den Charakter, die Große Koalition zu beenden und Rot-Grün politisch durchzusetzen. In ähnlicher Weise hatte die SPD schon seit 1955 die Mehrheit für eine Alleinregierung gehabt, ging jedoch erst dazu über, als sie nach der Wahl 1971 alleine praktisch soviel Sitze erhielt wie die sozial-liberale Koalition, mit der sie zuvor regiert hatte. In beiden Fällen vergingen vier Legislaturperioden, bis eine rechnerisch mögliche neue Koalition tatsächlich politisch realisiert wurde. 

Tabelle 6: Sitzverteilung und Senatskoalitionen in Bremen 1946-2007

Der politische Bankrott der seit 12 Jahren in Bremen regierenden Großen Koalition stand also im Mittelpunkt des Wahlgeschehens. Die LINKE in Bremen konnte zu dieser Konstellation beitragen und von ihr profitieren, obwohl sie sich im Wahlkampf deutlich zu einer zukünftigen Oppositionsrolle bekannt hatte. 

Der Bankrott Bremens und das Ende der Großen Koalition

Die SPD hatte sich vor der Wahl nicht auf eine Koalition festgelegt. Die Option eines Wechsels zu Rot-Grün war jedoch erst 2005 möglich gemacht worden, als die SPD in einer Mitglieder-Abstimmung über die Nachfolge des ausscheidenden Bürgermeisters und Senatsvorsitzenden Henning Scherf entschied. Dabei setzte sich der damalige Fraktionsvorsitzende Jens Böhrnsen mit 72 Prozent klar gegen den Innensenator (und früheren Werder-Bremen-Manager) Willi Lemke durch. Böhrnsen galt als Exponent des linken Flügels, der mit einem Wechsel zu Rot-Grün sympathisierte, während Lemke der Kandidat des rechten Flügels war, der um jeden Preis an der Großen Koalition festhalten wollte. 

Der Rücktritt von Henning Scherf symbolisierte bereits das politische Scheitern der Großen Koalition, der er 12 Jahre lang vorgestanden hatte. Die Große Koalition war die Verwalterin der Sanierungsbeihilfen, die zwischen 1994 und 2004 nach Bremen flossen. Zusammen mit dem Saarland hatte Bremen 1992 erfolgreich vor dem Bundesverfassungsgericht auf Bundeshilfe angesichts extremer Haushaltsnotlage geklagt. Insgesamt erhielt Bremen 8,5 Mrd. Euro an Sonderzahlungen des Bundes, die in jährlichen Raten von ca. 500 bis 900 Mio. Euro eingingen. 

Die Große Koalition verwendete die Gelder nicht zum Abbau der 8 Mrd. Euro Schulden, die Bremen 1994 hatte, sondern zur Finanzierung laufender Ausgaben und Zinszahlungen. Insbesondere wurden zusätzliche Investitionsprogramme aufgelegt, mit denen der Strukturwandel gefördert und Investoren angelockt werden sollten. Die Formel „Sparen und Investieren“ war das Leitmotiv der Großen Koalition. Die sogenannten „konsumtiven Etats“, d. h. die Ausgaben für Soziales, Arbeit, Bildung, Kultur, wurden eingefroren und befanden sich 2004 auf dem nominellen Niveau von 1994, was einer massiven Kürzung entspricht. Die Ausgaben für den öffentlichen Dienst wurden ebenfalls eingefroren, was vor allem mit einer massiven Reduzierung der Zahl der Beschäftigten einherging. Die Ausgaben für „Investitionen“ lagen im Sanierungszeitraum dagegen fast doppelt so hoch wie vorher. Die Große Koalition betrieb so vor allem Umverteilung von unten nach oben in enormen Dimensionen.
 

Die Rechnung, durch die „Investitionen“ würden Investoren angeworben, Arbeitsplätze geschaffen und die ökonomische und finanzpolitische Situation Bremens nachhaltig verbessert, ging nicht auf. Stattdessen blamierte sich das Land durch eine lange Reihe von Investitionsruinen wie den „Space Park“, das Musical-Theater, die Galopprennbahn, die private „Internationale Universität Bremen“ (IUB).
 Der „Ocean Park“, ein für Bremerhaven geplantes größenwahnsinniges Projekt, wurde gerade noch gestoppt. Am Ende des Sanierungszeitraums standen sprunghaft gewachsener privater Reichtum, öffentliche Verarmung, hohe Arbeitslosigkeit, soziales Elend und eine Gesellschaft, die in neuartiger Härte in Arm und Reich auseinanderbrach.
 

Ungeachtet seiner finanziellen Krise hatte Bremen brav allen Steuersenkungen im Bundesrat zugestimmt, insbesondere der „Steuerreform“ von 2000. Henning Scherf hielt bis zuletzt den Mythos hoch, Bremen hätte im Gegenzug von Kanzler Schröder die Zusage erhalten, nach Auslaufen der Sanierungshilfen werde Bremen auch weiterhin vom Bund mit 500 Mio. Euro jährlich unterstützt. Dies sei im sogenannten „Kanzlerbrief“ an Scherf zugesagt worden. Die jährlich 500 Mio. Einnahmen aus dem „Kanzlerbrief“ wurden sogar schon in die Haushalte 2005 und 2006 eingeplant. 2005, nach dem Ende des Sanierungszeitraums, stellte sich heraus, dass es ein derartiges Schreiben nie gegeben hatte und dass die damalige rot-grüne Bundesregierung gar nicht daran dachte, eine derartige Unterstützung einzuleiten. Damit stand der Ruin des Landes im Grunde fest, Scherf war blamiert und musste gehen, und die Große Koalition war gescheitert. Sie hielt aber auch unter Böhrnsen noch zwei Jahre lang, und es war deutlich vom Wahlausgang abhängig, ob ein Wechsel zu Rot-Grün in der SPD durchsetzbar wäre und im Land hinreichend Akzeptanz finden würde. 

Der eigentliche Bruchpunkt war jedoch der Tod des zweijährigen Kevin im Oktober 2006. Kevin, von seiner drogensüchtigen Mutter und ihrem ebenfalls drogensüchtigen Freund Bernd K., der mutmaßlich ihren Tod im November 2005 verursacht hatte, im Problemgebiet Gröpelingen im Bremer Westen aufgezogen, war mehrfach in Heime eingewiesen worden und unterstand seit dem Tod der Mutter der Vormundschaft des Jugendamtes. Obwohl das Heim auf deutliche Spuren von Misshandlungen hinweist, wird Kevin wieder Bernd K. überstellt. Nachdem dieser keine Auflagen einhält und zu keinem Termin erscheint, will das Jugendamt Kevin wieder in ein Heim einweisen. Da ist es jedoch bereits zu spät. Die Polizei findet die Leiche Kevins im Kühlschrank, eingewickelt in eine Wolldecke und drei gelbe Plastiksäcke. Hand und Oberschenkel sind gebrochen. Unter dem roten Pullover und der roten Hose trägt er drei Windeln übereinander. Wie lange er schon tot ist, kann nicht genau geklärt werden.
 

Der Tod Kevins bedeutete einen traumatischen Einschnitt im Alltagsbewusstsein der Stadt. Dass es in der Stadt zunehmend Armut und natürlich auch soziale Probleme und soziale Problemgebiete gibt, wusste man,. Aber Bremen war ja gewohnt, mit sozialen Problemen zu leben und sich auch darum zu kümmern. Kevins Tod beleuchtete dagegen schlaglichtartig, dass aus Armut und Arbeitslosigkeit inzwischen abgrundtiefes Elend geworden war, und dass die Stadt nicht mehr in der Lage war, ihre Kinder zu schützen. Daran war nicht nur die soziale Lage schuld, sondern auch die verantwortungslose Sparpolitik der Großen Koalition. Im Untersuchungsausschuss „Kindeswohl“ wurde bestätigt, dass das Jugendamt seine Anordnungen unter dem Diktat von strikten Kostenvorgaben traf: Mehr Notfälle, als Heimtage im Etat vorgesehen waren, durfte es nicht geben. 

Am „Fall Kevin“ brach in Bremen die Hegemonie des Neoliberalismus im öffentlichen Diskurs und im Alltagsverstand. Böhrnsen reagierte mit der Ankündigung, das Betreuungspersonal wieder aufzustocken, „auch wenn dafür eine Straße nicht gebaut wird“. Allgemein galt es als ausgemacht, dass die Politik in ihrem beinharten „Sanierungskurs“ zu weit gegangen war. Damit wurde das Bedürfnis nach einem Politikwechsel greifbar. 

Was in Bremen geschieht, kommt früher oder später auch anderswo

Bremen hatte für die bundesdeutsche Politik immer wieder Experiment- und Laborcharakter bewiesen.
 In Bremen regierte eine der ersten sozial-liberalen Koalitionen auf Landesebene (1959-65), zehn Jahre vor der sozial-liberalen Koalition im Bund. In Bremen zogen die Grünen erstmals in ein Landesparlament ein (1979), vier Jahre vor ihrem Einzug in den Bundestag. Die Große Koalition in Bremen (1995-2007) war neben den Großen Koalitionen in den ostdeutschen Bundesländern und in Berlin einer der Vorläufer zur Großen Koalition im Bund ab 2005. Insofern hat es Konsequenz, dass in Bremen auch die LINKE erstmals in ein westdeutsches Landesparlament einzog. 

Obwohl Bremen als Stadtstaat und kleinstes Bundesland einigen Sonderbedingungen unterliegt, hat auch seine ökonomische und gesellschaftliche Entwicklung die Tendenz, grundlegende Entwicklungen vorwegzunehmen. Im „Laborraum“ des Stadtstaates (der Großstadt, die aber weder Hauptstadt wie Berlin noch eine internationale Wachstumsmetropole und „Global City“ wie Hamburg ist) zeigt sich manches schneller und deutlicher, was nichtsdestotrotz langfristig auch für größere Länder und den Bund wirksam wird. Die Bremer Entwicklung „kippte“ bereits Mitte der siebziger Jahre, als Einnahmen und Ausgaben systematisch begannen, auseinander zu laufen. Die Schere schließt sich nie wieder, klafft ab 1991 jedoch noch dramatischer auf.
 

Obwohl beide Einschnitte mit Veränderungen in der bundesdeutschen Finanzpolitik einhergehen, die Bremen negativ trafen (der Steuerzerlegung nach dem Wohnortprinzip ab 1970 und der Neuordnung der Finanzbeziehungen nach der Wiedervereinigung 1990), gehen die eigentlichen Ursachen tiefer.
 Sie liegen in der Globalisierung der Ökonomie, die Mitte der 70er einsetzt und sich ab den 90er Jahren nochmals beschleunigt. In einer zunehmend arbeitsteiligen, global verkoppelten Nationalökonomie schlägt sich erfolgreiche (und meist alternativlose) ökonomische Spezialisierung nicht mehr in positiven Rückwirkungen auf die Lage der Region nieder. Der Zusammenhang von steigender Wertschöpfung und sozial integrativer Stadtentwicklung stellt sich nicht mehr von selbst her, sondern muss durch politische Regulierung bewusst hergestellt werden. Bremen ist neben Hamburg das wichtigste Logistikzentrum Deutschlands und zählt zu den zwanzig größten Containerhäfen weltweit, was für die auf Export getrimmte deutsche Volkswirtschaft von hoher Bedeutung ist. Diese erfolgreiche ökonomische Funktion schlägt sich aber vor Ort weder in höheren Steuereinnahmen, noch in mehr Arbeitsplätzen nieder.
 

Es handelt sich um einen „jobless growth“, der die negativen Effekte der globalen Konkurrenz nicht kompensieren kann, für Bremen insbesondere den Niedergang der arbeitsplatzintensiven Werftenindustrie. Die moderne Logistikindustrie ist in der Wertschöpfung wesentlich erfolgreicher als die alte Werftindustrie, führt aber trotzdem vor Ort zu Arbeitslosigkeit, Verarmung und leeren öffentlichen Kassen. Da es keine sinnvolle andere ökonomische Spezialisierung gibt, muss die Funktion als Globalhafen mit hohen Investitionen verteidigt werden, weil alles sonst noch schlimmer wird. Die Investitionen führen jedoch weiter in die Verschuldung, weil sie sich – auch wenn sie erfolgreich sind – für die öffentliche Hand und das lokale Gemeinwesen nicht amortisieren. Aus dem Teufelskreis herausführen würden nur deutlich erhöhte Unternehmenssteuern auf nationaler und europäischer Ebene und ein System interregionaler Transferzahlungen, das erheblich größer und differenzierter wäre als der aktuelle Länderfinanzausgleich. Die Durchsetzung einer solchen Reform, die den Namen „Steuerreform“ tatsächlich verdienen würde, scheitert aber bislang gerade an den hochorganisierten Interessen von Großkonzernen, konzentriertem Privatreichtum und hochbezahlten Spitzenkräften, die durch die bisherige Entwicklung enorm an Macht und verfügbaren Mitteln zulegen konnten.
 

Bremen bündelt daher tatsächlich eine Situation, in der Widersprüche und Fehlentwicklungen weiter vorangetrieben sind als in anderen Ländern und im Bund. Die zugrunde liegenden Tendenzen sind aber letztlich die gleichen. Es spricht daher einiges dafür, die These vom Laborcharakter Bremens ernst zu nehmen und sich mögliche politische Lehren aus Bremen genauer anzusehen. 

Parteigründung und Wahlen in Bremen

Am 1. Januar 2005 trat das „Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, kurz „Hartz IV“ genannt, in Kraft. Drei Wochen später, am 22. Januar 2005, konstituierte sich die WASG bundesweit als Partei. Im Mai 2005 brachten die Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen erdrutschartige Verluste der SPD und veranlassten den damaligen Bundeskanzler Schröder, die für 2006 anstehenden Bundestagswahlen bereits auf den September 2005 vorzuziehen. Kurz nach der Ankündigung Schröders löste die Erklärung Lafontaines, im Falle eines gemeinsamen Wahlantritts von PDS und WASG zusammen mit Gregor Gysi als Spitzenkandidat zur Verfügung zu stehen, die gemeinsame Kandidatur und schließlich den Prozess der Vereinigung beider Quellparteien zur neuen Partei DIE LINKE aus. 

Phase 1: Ausbildung der Quellparteien (Mai 2005 - Januar 2006)

In Bremen fand das erste Regionaltreffen der WASG am 27.04.2004 im DGB-Haus statt. Wie in anderen Landesverbänden auch, bildeten sich in der WASG Bremen zwei große Flügel aus, ein linksradikaler und ein reformerisch-gewerkschaftsnaher. Im Oktober 2005 formierte sich die „Linkstendenz“ als linksradikale Plattform, die im Dezember 2005 eine Mehrheit auf der Landesmitgliederversammlung erreichte und mit Jan Restat, Wolfgang Meyer und Wolfgang Lukaszewicz den Vorstand stellte. Daraufhin organisierte sich der reformerisch-gewerkschaftsnahe Flügel, der auch engere Kontakte zum Bremer Bundestagsabgeordneten Axel Troost
 pflegte, im Januar 2006 als „Arbeitskreis Bremer Linke“ (AKBL).  

Die Bremer PDS, seit der Bundestagswahl 2005 unter dem Namen „Linkspartei“ agierend, stürzte durch den gemeinsamen Erfolg bei der Bundestagswahl 2005 erst einmal in eine Krise. Konflikte um Arbeitsweisen und persönliche Vorbehalte eskalierten in einer Spaltung des Vorstands und der Partei in zwei Gruppen, die sich jeweils um die späteren Abgeordneten Klaus-Rainer Rupp und Inga Nitz organisierten. Erst im Januar 2006 konnte eine integrative Lösung gefunden werden, indem ein gemeinsamer Vorstand gebildet wurde. Dafür wurde die Satzung geändert: Anstelle eines Landesvorsitzenden wurden jetzt vier gleichberechtigte SprecherInnen im siebenköpfigen Landesvorstand eingerichtet. 

Wie auch anderswo im Westen, war das Verhältnis zur WASG dadurch belastet, dass einige Protagonisten der WASG-Gründung früher Mitglieder der PDS gewesen waren und ihrerseits in Unzufriedenheit und Streit ausgetreten waren. Die Vereinigung der beiden Parteien holte so auch Konflikte nach, die als innerparteiliche Konflikte in der PDS nicht gelöst oder nicht geführt worden waren. Seinerzeit hatte es zwei große Austrittswellen aus der PDS gegeben. 1999 war der „linksradikale“ Flügel um Martina Renner und Uwe Schubert ausgetreten bzw. zog sich zurück, der durch eine Eintrittswelle aus der organisierten studentischen Szene eineinhalb Jahre lang die Mehrheit und den Vorstand gestellt und bei den Bürgerschafswahlen 1995 mit 2,9 Prozent das bis dahin beste Ergebnis der PDS in Bremen und im Westen überhaupt erzielt hatte. Anlass für das Ausscheiden waren sowohl der Verlust der Mehrheit als auch die politische Enttäuschung, dass weitergehende Hoffnungen bei der Wahl 1999 nicht erfüllt worden waren. Ein Teil dieses Spektrums sammelte sich in der 1999 gegründeten Landesstiftung der Rosa-Luxemburg-Stiftung, andere in der unabhängigen linken Studierenden-Organisation „solid.org“. 2003 schied der „sozialrevolutionäre“ Flügel um dem ehemaligen Landesvorsitzenden Herbert Thomsen aus, nachdem auf dem Bundesparteitag in Chemnitz das neue Parteiprogramm verabschiedet worden war, dass dem linken Flügel als „Godesberg der PDS“ galt.
 Damit verlor die PDS den engen Kontakt zu Erwerbslosen-Selbsthilfeorganisationen wie der „Solidarischen Hilfe“ und eine wichtige Organisationsbasis im Bremer Westen, der später dann zum „Kernland“ der Bremer WASG werden sollte.
 

In Bremen waren Linkspartei und WASG ungefähr gleich stark, mit jeweils knapp unter 200 Mitgliedern. Diese Ausgangssituation machte die Schwierigkeit und die besonderen Chancen der Vereinigung in Bremen aus. Zum einen waren Rivalitäten und Kämpfe um die Führung im Vereinigungsprozess unvermeidlich. Zum anderen erzwang das faktische Patt im Machtverhältnis beider Parteien von vorneherein Verhandlungslösungen und Kompromisse und begünstigte die Herausbildung einer neuen Partei, die gleichermaßen aus beiden Quellparteien beeinflusst wurde. 

Phase 2: Zusammenwachsen. Berlin-Konflikt und  Kooperationsabkommen (Januar 2006 - November 2006)

Im April 2006 eskalierte der Konflikt um den eigenständigen Wahlantritt der Berliner WASG in der versuchten Absetzung des Berliner Landesvorstandes durch den WASG-Bundesvorstand. Dieser Vorgang führte nicht nur in der Bremer WASG zu einiger Aufregung, da sich der linksradikale Flügel stark mit der Berliner WASG identifizierte, er wurde auch in der Linkspartei mit gemischten Gefühlen gesehen, da die Autonomie der Landesverbände in der Linkspartei als eine historische Errungenschaft galt. Beide Bremer Vorstände verhandelten daher kurzzeitig über eine gemeinsame Erklärung, in der trotz unterschiedlicher Meinungen zum getrennten Wahlantritt in Berlin das administrative Vorgehen des WASG-Bundesvorstandes gegen die Berliner kritisiert wurde. Obwohl diese gemeinsame Erklärung nie verabschiedet wurde, führte sie zu erheblichen Konflikten mit der Bundesebene der Linkspartei. 

So randständig diese Episode inhaltlich war, war ihre Wirkung auf die Parteibildung nicht zu unterschätzen. Die WASG unterstellte nämlich grundsätzlich, dass die Linkspartei nicht in der Lage sei, auf Landesebene eigenständig zu handeln, und dass in der Linkspartei alles zentral „aus Berlin“, also vom Bundesvorstand bzw. aus der Bundesgeschäftsstelle, gesteuert werde. Konflikte zwischen Landesebene und Bundesebene in der Linkspartei waren ein notwendiger Gegenbeweis. Gleichzeitig versuchten beide Flügel der WASG lange Zeit mehr oder weniger offen, den anderen Flügel aus der Partei zu drängen. Die Linkspartei entschied sich demgegenüber nach und nach dafür, mit beiden Flügeln zu reden, und verweigerte sich taktischen Konzepten, einen Wahlantritt mit nur einem der beiden Flügel zusammen anzustreben. 

Im Juli 2006 erlangte der reformerisch-gewerkschaftsnahe Flügel der WASG wieder die Mehrheit in der Bremer WASG und stellte den Vorstand.
 Der geschäftsführende Vorstand bestand aus Sönke Hundt, Toni Brinkmann und Peter Erlanson. Damit war die Vorstandswahl wiederum zur zentralen Kampfabstimmung und Machtentscheidung geworden. Breite integrative Vorstände waren nicht Teil der Kultur der WASG. Die WASG entfaltete dagegen eine starke Mitgliedermobilisierung, die sich in intensiven, sehr konfrontativen Debatten auf Landesmitgliederversammlungen niederschlug, die sehr häufig stattfanden. 

Der Mehrheitswechsel beschleunigte die Unterzeichnung des ersten Kooperationsabkommens in Vorbereitung der kommenden Landtagswahl. Darin wurde ein getrennter Wahlantritt ausgeschlossen und eine Vereinigung auf Augenhöhe angestrebt. Über die kritischen Punkte der Listenführerschaft und der Spitzenkandidatur war damit jedoch noch nicht entschieden. 

Seitens beider Bundesparteien wurde mit Nachdruck darauf orientiert, die Wahlen unter dem Label „Die Linke“ anzutreten, da die Bremer Wahl unmittelbar vor dem Vereinigungsparteitag stattfinden würde und der neue Name damit bereits etabliert würde. Das setzte allerdings voraus, dass die Linkspartei die Liste anmeldete, da nur sie beim Wahlleiter diesen Listennamen beanspruchen konnte. Für die WASG war das eine Provokation, da sie schon bei der Bundestagswahl nur zähneknirschend akzeptiert hatte, auf der Liste der Linkspartei anzutreten. Da für einen Wahlantritt als WASG auch von der eigenen Bundespartei keine Unterstützung kam, gewann der Vorschlag Unterstützer, als freie Wählervereinigung anzutreten. Auch diese hätte jedoch nicht den Namen „Die Linke“ führen können, wie sich herausstellte. Eine Urabstimmung in der WASG über die Frage des gewünschten Wahlantritts (auf der Liste der Linkspartei oder als gemeinsame unabhängige Wählerinitiative) brachte keine Klarheit, da den Mitglieder zwei gegensätzliche Vorschläge vorgelegt wurden, die beide eine Mehrheit erhielten.

Das erste Kooperationsabkommen setzte eine Steuerungsgruppe ein, die paritätisch aus Linkspartei und beiden WASG-Gruppen besetzt war, also den Befürwortern eines Wahlantritts als Wählerinitiative und den Befürwortern eines Wahlantritts auf der Liste der Linkspartei (4:4:4). Die Steuerungsgruppe hatte den Auftrag, Kampfabstimmungen zu vermeiden und Entscheidungen mit einem möglichst breiten Konsens vorzubereiten. 

Phase 3: Identitätsbildung: Wahlkampf und Fusion (November 2006 - Mai 2007)

Vom 10.  bis 12. November 2006 führten WASG und Linkspartei unter dem Titel „Wir können auch anders! Solidarität statt Spaltung – Widerstand gegen Verarmung“ gemeinsam einen landespolitischen Ratschlag durch, um inhaltlich über die kommenden Wahlen und das zu entwickelnde Wahlprogramm zu debattieren. Dabei wurden auch Fragen der Parteiform und des Verhältnisses zu den sozialen Bewegungen erörtert. Der Ratschlag war von beiden WASG-Flügeln, also Linkstendenz und AKBL, und der Linkspartei gemeinsam vorbereitet worden. Insbesondere Wilfried Schartenberg von der Linkstendenz und Klaus-Rainer Rupp hatten sich für den Ratschlag stark gemacht. 

Mit dem Ratschlag begann der Prozess der gemeinsamen Identitätsbildung. Inhaltlich hatten sich beide Parteien mit der Kampagne für ein „Sozialticket“ zumindest auf eine gemeinsame politische Aktion geeinigt. Die Workshops des Ratschlags nahmen bereits die Grobgliederung des Wahlprogramms vorweg; ihnen lagen vorläufige Programmpapiere für die verschiedenen Politikfelder zugrunde, die weitgehend auf die vorbereitenden Arbeitsgruppen des AKBL zurückgingen. Der Ratschlag wurde auch von Seiten der Bundesfraktion und der Bundespartei prominent unterstützt; Oskar Lafontaine, Ulla Jelpke und Julia Bonk nahmen an Veranstaltungen im Rahmen des Ratschlags teil. Mit der einleitenden Video-Montage „Don WASGo und PDSpone“ (aus Filmmaterial aus den Don Camillo-Filmen) deuteten beide Parteien an, dass sie sogar zu einem begrenzten Maß an Selbstironie in der Lage sein konnten. 

Im Dezember einigte sich die Steuerungsgruppe schließlich auf Details des Wahlantritts. Der Wahlantritt würde auf der Liste der Linkspartei erfolgen (da nur in dieser Variante das Label „Die Linke“ zu haben war und die Bundespartei die finanzielle Unterstützung aus dem Bundes-Wahlkampfetat  davon weitgehend abhängig gemacht hatte). Im Gegenzug würde die Linkspartei einen Kandidaten aus der WASG auf Platz 1 wählen und auch sonst dafür werben, dass die Aufstellungsversammlung Kandidatinnen und Kandidaten aus der WASG auf aussichtsreiche Listenplätze wählen sollte. 

Die Entscheidung gegen die Wählervereinigung veranlasste einige Mitglieder der WASG, die Partei zu verlassen oder sich aus dem beginnenden Wahlkampf zurückzuziehen. In Bremerhaven gründete sich zumindest für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung, also die Kommunalwahl, eine eigene Wählervereinigung, die konkurrierend zur LINKEN antrat (allerdings weitgehend erfolglos). Die Zeit wurde allmählich knapp. Fünf Monate vor der Wahl gab es noch keine Kandidatenliste, kein Wahlprogramm, keine Wahlstrategie und kein Öffentlichkeitskonzept. 

Noch im Dezember 2006 fand dann das erste Wahlplenum in Bremen statt. Bereits im Bundestagswahlkampf hatte die WASG regelmäßige „Aktivenplena“ als institutionalisierte Form der Basis-Aktivierung durchgeführt; hieran wurde jetzt angeknüpft. Auf dem Plenum stellte die Berliner Agentur Trialon ihre ersten Überlegungen zum Wahlkampf und zum Öffentlichkeitskonzept vor. Das Plenum informierte sich über den Wahlkampf der Sozialistischen Partei in Holland
 und diskutierte nach und nach verschiedene Strategiepapiere und Öffentlichkeits-Vorschläge. Parallel zum Plenum wurde eine paritätische Wahlkampfleitung gebildet, der die ersten vier Kandidaten und je drei Vertreter aus beiden Parteivorständen angehören sollten und die zusammen mit dem Plenum den Wahlkampf leiten sollte. 

Im Januar 2007 wurde tatsächlich eine erfolgreiche Aufstellungsversammlung durchgeführt, auf der eine Kandidatenliste gewählt wurde. Auf Platz 1 wurde der Klinik-Betriebsrat und Attac- und Sozialforums-Aktivist Peter Erlanson gewählt, auf Platz 2 der langjährige Linkspartei- bzw. PDS-Vorsitzende Klaus-Rainer Rupp. Ihnen folgten die parteilose Gewerkschafterin Monique Troedel, die Arbeitsamt-Mitarbeiterin Inga Nitz, der Erwachsenenbildner und Favorit des linken WASG-Flügels Jost Beilken und die kurdische Sozialpolitikerin Sirvan Cakici. Spitzenkandidat für Bremerhaven wurde der Linkspartei-Aktivist und Dreher Walter Müller. 

Bei der Kandidaten-Aufstellung setzten sich die Landesverbände von WASG und Linkspartei gegen den Druck der Bundesebene durch. Diese hatte bis zuletzt darauf gedrängt, einen prominenten Spitzenkandidaten auch außerhalb des Landesverbandes und außerhalb der Parteien zu suchen, und intensive Bemühungen in diese Richtung unternommen. Die Landesebene beharrte jedoch darauf, den Wahlkampf mit lokalen Kandidaten zu führen, die in der Geschichte und Struktur der beiden Quellparteien verwurzelt waren. Auf der Landesmitgliederversammlung der WASG, die der Aufstellungsversammlung der Linkspartei vorausging und ihr Kandidaten aus den Reihen der WASG vorschlug, setzte sich Peter Erlanson mit großer Mehrheit gegen den Bundestagsabgeordneten Axel Troost als Spitzenkandidat durch. 

Der Wahlkampf setzte auf ein von der holländischen SP inspiriertes Konzept, das einen klaren, plakativen Auftritt mit intensivem Straßenwahlkampf verband. Unter dem Slogan „Hier ist die Linke!“ wurden rote Westen und Taschen als optisches Erkennungszeichen hergestellt, der klassische Infostand wurde durch flexiblere Straßenaktionen abgelöst. Abgelehnt wurde die Idee, in Anlehnung an den Wahlkampf der KPÖ in Graz einen Personenwahlkampf zu führen, der ausschließlich auf die Person des Spitzenkandidaten orientiert wäre. Plenum und Wahlkampfleitung sprachen sich dagegen für einen Themenwahlkampf aus, der inhaltliche Botschaften und die Gesamtheit der aussichtsreichen Kandidaten in den Vordergrund stellen sollte. 

Daraufhin wurde auf der Basis des Wahlprogramms ein landespolitisches 11-Punkte-Programm erarbeitet, das auf eine Din-A5-Seite passte und massenhaft verteilt wurde. Die Plakate waren reine Textplakate in gelber Schrift auf rotem Hintergrund, die für aktive Beschäftigungspolitik, Erhöhung der sozialen Hilfen, bessere Kinderbetreuung, Wiedereinführung der Vermögenssteuer und Ausbau der öffentlichen Dienste warben und sich gegen Privatisierung und Zwangsumzüge aussprachen. Erstmals in Bremen wurden auch Großflächen-Plakate eingesetzt, auf denen die Kandidaten gemeinsam unter dem Slogan „echt nervig“ gezeigt wurden. Der Sympathie- und Kompetenzübertragung von der Bundes- auf die Landesebene dienten ein Brief von Lafontaine und Gysi, der an alle Haushalte verteilt wurde, und ein zweites Großflächenplakat, auf dem beide zur Wahl der LINKEN in Bremen aufriefen. 

Der Wahlkampf wurde personell aufwändig geführt. Zu den Straßenaktionen kamen gezielte Mobilisierungen – z. B. zu SPD-Aktionen zum Mindestlohn, wo die LINKE mit Flyern auf den späten Positionswechsel der SPD hinwies, oder zum 1. Mai. Außer der Teilnahme an den Wahlveranstaltungen der verschiedenen Organisationen und Verbände wurden auch eine Unmenge an Textanfragen bearbeitet, die in Verbindung mit der professionellen Pressearbeit dafür sorgten, dass die Partei ständig in einem sehr breiten Spektrum von Zeitungen, Zeitschriften und Blättern vertreten war. 

Phase 4: Parteibildung: Fraktions- und Parteiaufbau (seit Mai 2007)

Mit dem erfolgreichen Wahlkampf war die Fusion politisch vollzogen.
 Dies galt im positiven wie im negativen Sinn. Durch das Wahlprogramm, die Auseinandersetzungen und Konflikte im Wahlkampf, aber auch die vielfache gemeinsame Praxis und konkrete Zusammenarbeit hatte sich die LINKE als gemeinsame Partei nicht nur in der Bevölkerung, sondern auch bei den Beteiligten verankert. Mit der Wahl und dem Einzug von sieben Abgeordneten ins Parlament verschwand aber gleichfalls das Drohpotenzial, über das beide Parteien bislang verfügt hatten, nämlich Wahlkampf und Liste scheitern zu lassen und damit auch die andere Seite mit leeren Händen dastehen zu lassen. Diese Tatsache veränderte die Art der Konflikte veränderte und schürte  Ängste um zukünftigen Einfluss. 

Die Partei griff daher spontan auf die Formen zurück, mit denen sie auch im Wahlkampf solche Probleme bewältigt hatte: verbreiterte Entscheidungsorgane und das offene Plenum. Auf Drängen der WASG wurde als Nachfolger der Wahlkampfleitung das sogenannte 15er-Gremium eingerichtet. In ihm waren die sieben Abgeordneten, je drei noch von den Vorständen der beiden Quellparteien entsandte Personen sowie die beiden Fraktionsgeschäftsführer Mitglied und stimmberechtigt. Das Gremium traf sich in loser Folge und sollte insbesondere beim Aufbau der Fraktion und den damit verbundenen Personalentscheidungen beratend und kontrollierend eingreifen. Ausführlich beschäftigte es sich mit der Frage des Fraktionsvorsitzes. Der 15er-Kreis traf sich zu Anfang häufiger, dann in loser Folge. 

Das Plenum etablierte sich nach der Wahl als feste Form. Es traf sich drei Wochen nach der Wahl zum ersten Mal wieder und entschied, als „offenes Plenum“ mindestens einmal im Monat zu tagen und insbesondere Berichte der Fraktion zur Kenntnis zu nehmen und kritisch zu diskutieren. Das Plenum befasste sich ausführlich mit der Finanzplanung der Fraktion, einschließlich Fragen des Lohnsystems, der Funktionsgelder für den Fraktionsvorstand und der Stellenplanung.
 Das Plenum vertrat dabei insbesondere Positionen der Stärkung der Basisarbeit und der offenen Stadtteilarbeit, die in einem gewissen Konflikt zum Bedürfnis der Abgeordneten stehen, über Personal für ihre unmittelbar parlamentsbezogene Arbeit und für ihre persönliche Unterstützung zu verfügen. Inhaltlich diskutierte das Plenum intensiv, welche Position die Fraktion zu den Themen „Zwangsumzüge“ und „Neubesetzung der Direktorenstelle der Bürgerschaft“ einnehmen und welche Initiativen sie ergreifen sollte. 

Insgesamt ist die Arbeit der Partei und der Basis seit der Wahl stark auf Parlament und Fraktion fixiert. Mit der Gründung der Kreisvorstände im September 2007 und der Wahl des ersten gemeinsamen Landesvorstands auf dem Landesparteitag im Oktober 2007 sollte aber die Phase der formalen Vereinigung so weit abgeschlossen sein, dass der inhaltlichen Seite des Parteiaufbaus wieder mehr Raum gewidmet werden kann. 

Der Wahlerfolg der LINKEN in Bremen: Fünf Thesen

Worin war nun der Wahlerfolg der LINKEN in Bremen begründet? Wie eingangs erläutert, stellte der bundesweite Erfolg der Linkspartei eine notwendige Voraussetzung dar, hätte aber keineswegs dafür genügt, den Einzug ins erste westdeutsche Parlament zu erzwingen – was in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz auch nicht gelang. Wesentliche Voraussetzungen lagen auf der Landesebene. Die vorgestellten Thesen werden sich möglicherweise besser überprüfen lassen, wenn mit den Wahlen in Hamburg, Hessen und Niedersachsen Ergebnisse und Erfahrungen vorliegen, die sich mit denen in Bremen vergleichen lassen. 

Erstens: Der Raum für eine Partei links von SPD und Grünen ist seit langem da, er konnte nur nicht gefüllt werden. 

Es ist bekannt, dass sich in den letzten Jahren links von SPD und Grünen ein politischer Raum aufgetan hatte, der nicht mehr von diesen beiden Parteien integriert und repräsentiert werden kann. Diese Entwicklung ist in vielen Ländern zu beobachten. In Deutschland ist sie durch die rot-grüne Regierung Schröder forciert worden. Dabei waren der Krieg in Jugoslawien und die „Arbeitsmarktreform“, sprich die Hartz-Gesetze, die entscheidenden Auslöser für die Abwendung großer Teile der Aktiven und der Wählerinnenund Wähler am linken Flügel. Für die Orientierung weg von der SPD war und ist dabei nicht nur maßgeblich, welche inhaltlichen Positionen die Partei seit den 90er Jahren eingenommen hat. Ebenso wichtig ist, dass viele Linke in der SPD keine Perspektive mehr sehen, Positionen der Partei langfristig zu ändern oder auch nur ernsthaft darauf hinarbeiten zu können. Es ist die Mischung aus neoliberaler Programmatik und autoritär-machtfixiertem Führungsstil, der für den Orientierungswechsel im linken Lager weg von der SPD maßgeblich war. 

Das Vakuum muss aber auch mit einer neuen Organisation gefüllt werden, und hier lag lange Zeit das Problem der Linken. Gerade in Bremen ist deutlich, dass die PDS von 1999 eine Entwicklung in Richtung auf die Fünf-Prozent hätte schaffen können, wenn es ihr gelungen wäre, die verschiedenen Flügel zusammenzuhalten und dauerhaft zu einer gemeinsamen Partei zu machen. Auch zum linksgewerkschaftlichen Lager gab es gute Kontakte, selbst wenn diese weit weniger offen gehandelt werden konnten, als es nach der Gründung der WASG möglich war. Aber Breite und Einheit der neuen Partei waren offenbar nur durch die vorherige organisatorische Spaltung in PDS und WASG möglich, da nur so durchgesetzt werden konnte, dass die inhaltliche und kulturelle Ausrichtung der Partei auf Augenhöhe ausgehandelt wurde. Einer solchen Aushandlung hatte sich die PDS vor Gründung der WASG dezidiert verweigert und dadurch zu ihrer Selbstmarginalisierung im Westen beigetragen. 

Bremen zeigt, dass links von SPD und Grünen auch dann genug Raum vorhanden ist für eine linke Partei, wenn SPD und Grüne sich deutlich linker positionieren als die jeweiligen Bundesparteien. Ganz im Gegenteil kann die LINKE von einer Linksverschiebung des Klimas und Hegemonieverlusten des Neoliberalismus überproportional profitieren, wenn sie dabei programmatisch vorangeht. 

Zweitens: Um die politische Repräsentanzlücke zu besetzen, muss die LINKE vor allem Vorurteile zerstreuen. 

Für das Erringen des enorm breiten Zuspruchs, den die LINKE bei den Wahlen und auch schon im Vorfeld erhielt, gibt es keinen einzelnen, für sich zu identifizierenden Hauptgrund. Weder gab es das herausragende Thema im Wahlkampf, noch den einen großen Skandal, an dem die regierende Große Koalition hätte vorgeführt werden können. Es gab auch nicht den neuen prominenten Spitzenkandidaten, der einen Durchbruch in der öffentlichen Wahrnehmung gebracht hätte. Es gab noch nicht einmal eine klare thematische Alleinstellung der LINKEN, da auch SPD und Grüne ihren Wahlkampf auf der Kritik der Großen Koalition aufbauten und sich in vielen Punkten inhaltlich stark den Positionen der LINKEN annäherten.
 Und es gab auch keinen „Gebrauchswert“ im Sinne von neuen parlamentarischen Mehrheiten und der Beteiligung an Regierungskoalitionen, worauf die in der alten PDS hegemoniale strategische Konzeption den Nutzen der Partei für die Wählerinnen und Wähler verengt hatte.
 In Bremen hatte Rot-Grün auch vor der Wahl schon eine Mehrheit, und allen war bewusst, dass sie diese auch nach der Wahl wieder haben würden. 

Die LINKE gewann in Bremen weniger deshalb, weil sie eine Sache besonders richtig gemacht hätte, sondern eher deshalb, weil sie nichts falsch machte. In der öffentlichen Wahrnehmung kippte die Haltung zur LINKEN im Januar 2007, nach der erfolgreichen gemeinsamen Aufstellungsversammlung. Die LINKE hatte damit das Vorurteil widerlegt, sie sei ein zerstrittener Haufen, der sich sowieso nicht einigen könnte. 

Die Liste der gängigen Vorurteile, die – auch aus historischer Erfahrung – in der breiten Bevölkerung gegenüber der Linken bestehen, lautet ungefähr so: 1.) Die Linke kann sich nicht einigen und streitet sich nur. 2.) In der Linken dominiert ideologische Rechthaberei, nicht der Wunsch, konkrete Politik zu machen. 3.) Die Linke ist autoritär strukturiert, ferngesteuert und nicht demokratisch. 4.) Die Linke bewirkt nichts, weil sie sich isoliert und mit niemand zusammenarbeiten kann. 5.) Die Linke interessiert sich nicht für die Menschen. 6.) Sobald sie Macht und Einfluss erhält, funktioniert die Linke genau so wie alle anderen Parteien, die sie kritisiert. 

Der LINKEN in Bremen gelang es, diese Vorurteile systematisch zu entkräften. Sie demonstrierte, dass sie sich sehr wohl auf einen gemeinsamen Wahlantritt und eine gemeinsame Liste einigen konnte, obwohl sie sehr heterogen war.
 Sie entwickelte ein landespolitisches Programm, das verständlich war und in der Kurzfassung auf eine Seite passte. Sie verweigerte sich den Versuchen der Bundesebene, Einfluss auf die Kandidatenaufstellung zu nehmen, und fällte ihre Entscheidungen auf der lokalen Ebene und in öffentlichen Versammlungen. Sie verzichtete bewusst darauf, einen hämischen Anti-SPD-Wahlkampf zu machen, und entschied sich immer wieder dafür, eine faire sachbezogene Auseinandersetzung mit den anderen Parteien einzuhalten. Die Linke ging auf die Straße, redete mit den Leuten und entwickelte einen Stil, der in der politischen Auseinandersetzung die Lebensrealität und Erfahrung der Mehrheit der Bevölkerung, insbesondere aber der sozial benachteiligten und angegriffenen Gruppen, aufgriff und ihnen Raum verschaffte. 

Den letzten Punkt kann die Linke naturgemäß erst wirklich entkräften, nachdem sie eine parlamentarische Kraft geworden ist. Schon jetzt wurde in der Öffentlichkeit sehr bewusst und positiv wahrgenommen, dass die LINKE in einer für Parteien unüblichen Offenheit und Transparenz über die Verwendung ihrer parlamentarischen Mittel diskutierte. Bereits im Wahlkampf wurde deutlich und war bekannt, dass die LINKE sich das Risiko leistete, eine Vielzahl von Entscheidungen auf ihrem Plenum zu treffen, bis hin zu sehr konkreten Fragen der Wahlkampfführung und ihrer öffentlichen Positionierung. Nicht zuletzt traf auch die Person des Spitzenkandidaten den Nerv, der optisch und in seinem Stil eine deutliche Differenz von den üblichen „Parteienvertretern“ demonstrierte.
 

Drittens: Die LINKE muss eine Vielzahl von Zielgruppen bedienen und berücksichtigen, um attraktiv und erfolgreich zu sein. 

Eine der Formulierungen, die nach der Wahl häufig zu hören waren, lautete: „Ich hab dich gewählt!“ Viele Parteimitglieder und Aktive bekamen diesen Satz aus ihrem Umfeld zu hören, obwohl sie selbst nicht kandidiert und technisch nicht zu Wahl gestanden hatten. In dem Satz drückte sich aus, dass politisch, sozial und kulturell sehr unterschiedliche Gruppen die LINKE gewählt hatten und den ihnen bekannten Mitgliedern und Aktivisten vertrauten, dass sie ihre Positionen und Ansprüche repräsentieren würden. 

Die LINKE in Bremen hatte, mehr oder weniger instinktiv und durch die Art ihrer Konstituierung erzwungen, den Sprung zur Netzwerkpartei und zum Nischenwahlkampf geschafft. In der Werbung ist dieser Mechanismus als „The Long Tail“ bekannt.
 Danach besteht die Gesellschaft zunehmend aus einer komplizierten Struktur von Supernischen. Auch große soziale oder politische Gruppen sind in sich hoch differenziert und prägen vielfältige Unterkulturen aus. Die meinungsbildenden Bezugsgruppen sind oft verhältnismäßig überschaubare „Szenen“ und „tribes“, während die Ansprüche, was kulturell und inhaltlich zu einem passt, sehr spezifisch werden. Die großmediale Werbung kann das Produkt nur noch bekannt machen, seine Glaubwürdigkeit, die „credibility“, entsteht in der Vielzahl von Kontakten, in einer langen Kette von Vermittlungen (X erzählt Y von Z, der in Bezug auf das Produkt DAS erlebt hat). Nur darüber ist die Vielzahl der Supernischen erreichbar. 

Die Zusammenstellung der Kandidatinnen und Kandidaten, die Heterogenität der Aktiven, die Verarbeitung sehr unterschiedlicher politischer „Herkünfte“ in Auftritt und Programmatik der Partei sorgten für einen erheblichen „Long Tail“ der Kampagne. Nicht umsonst wirkten die Kollektivbilder auf der Großfläche und in den Medien wie Familienfotos einer postmodernen Patchwork-Großfamilie. Während die Kampagne der LINKEN in ihrer inhaltlichen Zuspitzung ganz auf das Thema der sozialen Gerechtigkeit angelegt war, wurden in der medialen Strategie systematisch eine enorme Breite von Subkulturen angesprochen. Während die Spitzenkandidaten auf Podiumsdiskussionen bei den Gewerkschaften auftraten, deckte das Personal so unterschiedliche Kontaktwege ab wie das Bremen-Spezial der „jungen welt“, das Wahl-special der lokalen Kulturzeitschrift „Z“, den Auftritt in der jugendorientierten Umsonstzeitung von Sparkassen und dem Lokalsender „bremen 4U“ und die Textanfragen der Tageszeitungen und der Anzeigenblätter. Und irgendwie kannte in Bremen sowieso jeder irgendjemand, der jemand kannte, der in den Wahlkampf der LINKEN verwickelt war. 

Diese Heterogenität war frühzeitig als notwendig erkannt worden. Zwischen den Zielgruppen, so hieß es, dürfe man sich nicht „entscheiden“, weil man dann gar keine bekommt. Für die politische Linke ist die Partei nur interessant, weil sie populär ist und die Seite der sozial Unterdrückten repräsentiert. Für die sozial marginalisierten und deklassierten Gruppen selbst dagegen ist die Partei nur interessant, weil sie über ein inhaltliches und technisches Know-How verfügt, dass diese Gruppen alleine nicht haben. 

Viertens: Die Gegenmacht-Strategien der Unterdrückten sind komplexer, als Parteiführungen es wahrhaben wollen, und die LINKE muss in das Kalkül der Massen passen. 

Die LINKE kann nur gewählt werden, wenn sie eine sinnvolle und zentrale Funktion für die Breite der Wählerinnen und Wähler erfüllt. Wahlen zeigen den Trend, dass überkommene Parteibindungen loser werden und sich entkoppeln. Wählerinnen und Wähler wählen immer seltener einfach die Partei ihrer Überzeugung und hoffen darauf, diese werde schon irgendwie ihren Interessen Geltung verschaffen. Wählerinnen und Wähler versuchen, Konstellationen zu wählen und Regierungen, ja zunehmend auch Parteien, zu beeinflussen. Die Stimmabgabe wird in einem hohen Maße taktisch motiviert. Auch aus diesem Grund wissen immer mehr Wählerinnen und Wähler bis kurz vor der Wahl nicht genau, was sie wählen werden: nicht, weil sie es sich zu einfach, sondern weil sie es sich schwer machen. 

Die LINKE wird derzeit überwiegend als Korrekturpartei gewählt. Sie wird gewählt, um den Kurs der SPD zu beeinflussen. Wer die LINKE wählt, versucht die SPD nach links zu drücken, ihr aktuell eine linkere Position zu Tagesfragen aufzuzwingen und sie langfristig aus Koalitionen mit der bürgerlichen Rechten herauszudrängen und auf linke Bündnisse festzulegen. Dies ist eine realistische und in Teilen bereits erfolgreiche Strategie. In Bremen wirkte diese Strategie sehr deutlich. Die Stärke der LINKEN bei der Bundestagswahl 2005 begünstigte den inneren Mehrheits- und Kurswechsel der Bremer SPD, die Stärke der LINKEN bei der Bürgerschaftswahl 2007 beförderte den äußeren Positions- und Koalitionswechsel der SPD hin zu Rot-Grün. 

Diese Funktion wird auf Dauer nicht ausreichen. Die LINKE muss den Weg von der Korrektur- zur Interventionspartei schaffen, muss nachweisen, dass ihre parlamentarische Existenz unmittelbar dazu beiträgt, den Druck auf die SPD zu konkretisieren und zu erhöhen, aber auch in einer Vielzahl von Fragen Anliegen der breiten Bevölkerung und Forderungen der Bewegungen einzubringen und ihnen zumindest mehr Raum und Druck zu verschaffen. Auch hier sind die Ansprüche aus der Bevölkerung und den Bewegungen realistisch, aber komplex. Es wird zu zeigen sein, dass nicht nur Programme hochgehalten wurden, sondern konzeptionell und strategisch sinnvoll und anspruchsvoll gearbeitet wurde. 

Fünftens: Wer das Volk mobilisieren will, muss mit dem Volk reden, ernsthaft und auf Augenhöhe. 

Innerhalb eines breiteren linken Lagers kommt der LINKEN derzeit eine besondere Funktion zu. Die LINKE ist die einzige der drei Parteien links von der Mitte, die wirklich noch über eine Basismobilisierung verfügt und durch eine Basisdemokratie geprägt wird, die relativ offen ist. Die LINKE hat stärker als andere Nichtwähler mobilisieren können, und erreicht auch in Stadtvierteln mit niedriger Wahlbeteiligung Wählerinnen und Wähler, die bereits ein sehr kritisch-abgewandtes Verhältnis zur Politik haben. Der Großteil der Wählerinnen und Wähler, auch das muss immer wieder erinnert werden, wird jedoch nur medial erreicht und nicht im direkten, persönlichen Kontakt. Dies gilt gerade in den sozialen Schichten, die ausgegrenzt und unterdrückt sind und die gerade deshalb weniger mobil, weniger auf Veranstaltungen präsent, weniger stark zivilgesellschaftlich eingebunden sind. 

Auch wenn hier die Heimat vieler populistischer Positionen ist, reicht es für eine linke Partei nicht aus, sie zu wiederholen – selbst wenn dies politisch möglich und korrekt wäre. Der Basis der Gesellschaft ist durchaus klar, dass die Dinge in der Realität etwas komplizierter sind; sie ist nur nicht mehr bereit, sich dabei mehr oder weniger blind auf die politische Klasse zu verlassen. Die massenhafte Enttäuschung insbesondere von der SPD kann hier idealer Weise in ein verändertes Verhältnis zur Politik gewandelt werden, in eine Bereitschaft zum sperrigen Dialog, der an der Grenze zwischen Skepsis und neuer Einlassung stattfindet. 

Die LINKE in Bremen hat – in einer Mischung aus Instinkt, professioneller Beratung und konzeptioneller Eigenanstrengung – eine Ansprache entwickelt, die hier in die richtige Richtung ging. Der Wahl der Penny-Farben Rot und Gelb, gewissermaßen einer ästhetischen Verneigung vor dem Volk, folgte die Entscheidung zu Textplakaten, die auf jeweils 300 Zeichen (der doppelten SMS-Länge) bei aller Klarheit verhältnismäßig differenzierte Botschaften ausdrückten.
 Das Plenum diskutierte z. B. lange über die Plakate zu Gleichstellung und zu Privatisierung, um den richtigen Ton und den richtigen Inhalt zu treffen. 

Die LINKE wird auf absehbare Zeit die einzige Kraft sein, welche die Aufgabe erfüllen kann, an der Basis der Gesellschaft einen Dialog über die zentralen Probleme und die möglichen Lösungen und auch über die Strategien zur Durchsetzung zu führen. Sie steht in der Bringschuld. Wenn ihr dies gelingt, ist das die stärkste Waffe, sich langfristig zu etablieren und auch bei Wahlen von der reinen Korrektivfunktion unabhängig zu werden. 

Der Parteibildungs-Erfolg der LINKEN in Bremen: Fünf Instrumente

Erstens: Die Wahlkampfleitung und der 15er-Kreis 

Die LINKE in Bremen hat gute Erfahrungen mit paritätischen Gremien (aus den Quellparteien) und verbreiterter Entscheidungsfindung gemacht. Die Wahlkampfleitung war im Wahlkampf das Gremium, das Konflikte austrug und zur Einigung zusammenführte. Der 15er-Kreis ist die logische Fortsetzung dieser Struktur nach der Wahl. Perspektivisch werden Paritäten nach Quellparteien abgelöst werden müssen von Paritäten nach Strömungen und Mitgliedergruppen. Die Notwendigkeit verbreiterter Entscheidungsfindung wird aber eher zunehmen, ebenso die Notwendigkeit von Gremien, in denen die verschiedenen Gruppen vertreten sind und Einfluss auf die Entscheidungen haben. 

Verbreiterte Entscheidungsgremien sind auch die Grundlage für lokale politische Kontrolle. Entscheidungen, die vor Ort und nicht auf Bundesebene fallen, bedürfen starker, breiter Gremien, um durchgehalten zu werden und Kraft auszustrahlen. Ebenso ist die politische Kontrolle sowohl der Fraktion als auch der Vorstände und der verschiedenen professionell Tätigen nur möglich, wenn es verbreiterte Gremien gibt, die diese Kontrolle in die Hand nehmen. In der Bremer Praxis gab es auch immer wieder Zweifel an der jeweiligen Legitimität dieser Gremien. Die Praxis hat jedoch gezeigt, dass verbreiterte Gremien immer besser sind, auch wenn sie in Satzungen nicht vorgesehen sind und die Gefahr persönlicher Machtstrategien bergen, als gar keine verbreiterte Entscheidungsfindung. 

Zweitens: Das Plenum 

Das Plenum war die zweite große strukturelle Innovation der Bremer Parteibildung. Gewachsen aus dem „Aktivenplenum“ der WASG im Wahlkampf 2005, etablierte sich das Plenum als „Wahlkampfplenum“ und nach der Wahl als „offenes Plenum“. Es wurde zu einer  zentralen Struktur der Basisorientierung. 

Das Plenum findet regelmäßig statt, mindestens einmal im Monat. Es ist offen, d. h. nicht nur für Mitglieder, sondern auch für die interessierte Öffentlichkeit, und stellt dadurch eine niederschwellige Struktur der Partizipation dar, die für jede und jeden zugänglich ist. Es dient der Information und Diskussion über die Arbeit der Fraktion, kann aber auch der Information und Diskussion über die Arbeit der Partei dienen. Es verbindet vorbereitete Inputs zu inhaltlichen Fragen, sozusagen Bildungseinheiten, mit der offenen Debatte über Entscheidungen, Positionen und Strategien von Fraktion und Partei. 

Das Plenum wählt sich selbst eine Versammlungsleitung und einen Koordinierungskreis, der für seine Einberufung und Vorbereitung zuständig ist. Die Unabhängigkeit von den Strukturen der Fraktion und der politischen Vorstände ist dadurch gesichert. Die Fraktion ist allerdings bemüht, mit dem Plenum zusammenzuarbeiten und ggf. Themen auf Anfrage des Plenums aufzubereiten. 

Drittens: Das Offene Forum (oFFo) 

Eine wichtige strukturelle Rolle spielt ferner das Offene Forum (oFFo), ein Internet-Forum, wo in verschiedenen Bereichen Interessierte und Mitglieder über alle Themen der Partei und der Fraktion diskutieren können. Das oFFo hat sich aus dem WASG-Forum entwickelt, das bis zur Vereinigung der Ort einer teilweise sehr heftigen, sehr konfrontativen „e-democracy“ war. 

Das oFFo hat interne Bereiche nur für Parteimitglieder, die meisten Bereiche aber sind offen und öffentlich für jede und jeden. Die einzelnen Foren sind moderiert, um eingreifen zu können, falls Debatten zu heftig und zu persönlich werden. Das oFFo dient neben der Website auch dazu, Termine anzukündigen und öffentlich bekannt zu machen, welche Arbeitsgruppen sich wo treffen und was sie eigentlich tun. 

Das oFFo hat sich als ein Instrument bewährt, Themen und Konflikte intensiver zu diskutieren, als dies auf einer konkreten Versammlung möglich ist. Es dient der verstärkten, vernetzten Kommunikation zwischen den Mitgliedern. Das oFFo ist auch der Ort, wo Unmut über Entscheidungen und Aktivitäten der politischen Führung oder der Fraktion schnell, direkt und ohne Umschweife ihren Ausdruck finden. Es trägt so zur politischen Korrektur und zur politischen Kontrolle bei, auch im Sinne einer „rapid response“, die mit nicht-elektronischen Formen so nicht möglich ist. 

Viertens: Die Trennung von Amt, Mandat und Beschäftigung 

Innerhalb der Steuerungsgruppe wurde frühzeitig vereinbart, dass in Bremen eine weit rigidere Trennung von Amt und Mandat gelten sollte als in der Bundespartei. Von den zukünftigen Abgeordneten wurde erwartet, dass sie ihr Amt im Landesvorstand abgeben und nicht mehr kandidieren würden, wenn sie in die Bürgerschaft gewählt wären. Ebenso wurde von Beschäftigten der Partei erwartet, nicht zu kandidieren. 

Die Trennung von Amt und Mandat dient dazu, Ämterhäufungen und die Anballung von Macht bei einzelnen Personen zu vermeiden. Sie ist die Voraussetzung für eine effektive politische Kontrolle der Fraktion. Ob die Trennung auch auf der Ebene der Kreisvorstände gilt, ist umstritten; sie scheint sich aber auch dort durchzusetzen. Ebenso ist unklar, ob die Trennung von Amt und Mandat beinhaltet, dass auch Mitglieder der Bundestagsfraktion kein Amt im Landesvorstand haben sollen. Klar ist aber, dass die „weichen“ Regelungen der Bundessatzung als unzureichend anzusehen sind.
 

Fünftens: Die Strömungen

Die Ausbildung der Strömungen ist bis heute nicht abgeschlossen, und es ist unklar, ob sie genau der Struktur der bundesweiten Strömungen folgen wird. Die „Linkstendenz“ und der „Arbeitskreis Bremer Linke“ konstituierten sich früh als zwei Hauptströmungen der WASG, die sich später zugunsten einer Gründung der „Antikapitalistischen Linken“ (AKL) auf Landesebene auflösten. Ob sich die anderen Hauptströmungen der Bundespartei, die Sozialistische Linke (SL), die Emanzipatorische Linke (emaLi) und die Reformlinke, auch auf Landesebene gründen werden oder ob andere, stärker auf die Situation des Landesverbandes zugeschnittene Formen gefunden werden, ist noch nicht auszumachen. 

Klar ist aber, dass die Anerkennung von Strömungen als normaler Struktur in einer linken Partei die Basis dafür ist, die Breite und Vielgestaltigkeit der Partei zu erhalten. Die WASG in Bremen drohte sich lange Zeit im Versuch einer endgültigen Richtungsentscheidung zwischen beiden Hauptströmungen zu blockieren. Erst in der Zusammenarbeit mit der Linkspartei, die hier bereits schmerzliche Fehlleistungen hinter sich hatte und ihre abgespaltenen Flügel bei der WASG wiedertraf, eröffnete sich eine Praxis des Neben- und Miteinanders der verschiedenen Strömungen. 

Strömungen und Flügel sind ein Teil der Leistungsfähigkeit und Stärke einer linken Partei. Sie tragen Unterschiedliches bei, gewährleisten den Kontakt zu unterschiedlichen Zielgruppen und Diskursen, Politikfeldern und Kompetenzen. Sie spielen auch innerparteilich unterschiedliche Rollen, etwa in der Kontrolle von Vorständen und Fraktion. Strömungen, Flügel und Gruppen sind kein Hemmnis, sondern eine wichtige strukturelle Qualität einer linken Partei. 

Die Spannungsfelder der Parteibildung: Fünf Bremer Konflikte

In der Bremer LINKEN war an Konflikten kein Mangel. Einige gingen allerdings tiefer als andere und wurden heftiger geführt. Sie sagen etwas aus über die Spannungen, welche die Partei auch weiterhin prägen werden. 

Ein herausgehobener Konflikt war der um die Form des Wahlantritts. Über Wochen und Monate hinweg wurde darum gerungen, ob nun ein Wahlantritt auf einer offenen Liste der Linkspartei oder als unabhängige, offene Wählergemeinschaft die richtige Form wäre. 

Ein zweiter Konflikt war der um die Spitzenkandidatur. In der Steuerungsgruppe wurde letztlich eine Lösung gefunden, die den verschiedenen Ansprüchen Genüge tat: Der Spitzenkandidat würde aus der WASG kommen, aber die Plätze eins und zwei würden gemeinsam als eine Art Doppelspitze agieren. Dies wurde medial gut angenommen, weil es den Aspekt der Einheit und des erfolgreichen Vereinigungsprozesses symbolisierte. Der gleiche Konflikt trat mit sehr viel stärkerer Vehemenz und großer verbaler Härte auf, als es um den Fraktionsvorsitz ging. Die Kandidatur der parteilosen Monique Troedel für den Fraktionsvorsitz galt vielen aus der ehemaligen WASG als Provokation und als „Vertrauensbruch“, da immer klar gewesen sei, dass der Spitzenkandidat auch der Fraktionsvorsitzende sein werde. Letztlich wurde durch die Teilung des Fraktionsvorsitzes hier eine Lösung gefunden, die vermied, dass sich eine Seite frontal gegen die andere durchsetzte. 

Ein dritter Konflikt wurde während des gesamten Wahlkampfes um die Spannung zwischen formellen Strukturen und Gremien einerseits, und informellen Netzwerken andererseits geführt. Die Wahlkampfleitung war in steter Sorge, Einzelne aus den Vorständen oder aus den Reihen der Beschäftigten würden in direktem Kontakt mit „Berlin“ Absprachen treffen und Entscheidungen vorwegnehmen, die der Wahlkampfleitung oder gar dem Plenum vorbehalten wären. Da Politik dazu neigt, in informellen Netzwerken gemacht zu werden, dies aber allen Bemühungen um Parität, Offenheit und lokale Kontrolle widerspricht, handelt es sich bei diesem Konflikt um einen Dauerbrenner. 

Ein vierter Konflikt war der um die Deutlichkeit der Anti-Privatisierungs-Orientierung. So war im ersten Entwurf des 11-Punkte-Programms der Widerstand gegen Privatisierung öffentlicher Einrichtungen (insbesondere auch der Kliniken in Bremen) nicht enthalten, was zu heftigen Spekulationen Anlass gab, dies sei auf direkten Einfluss von „Berlin“ hin geschehen, um der Privatisierungspolitik der rot-roten Regierung im Land Berlin politisch den Rücken frei zu halten. In der Linkspartei wurde generell unterschätzt, dass Anti-Privatisierung und der Erhalt öffentlichen Eigentums, öffentlicher Dienste und öffentlicher Beschäftigung zum innersten Kern der WASG-Identität gehörten. Viele aus der WASG engagieren sich genau deshalb auf der Linken; der öffentliche Dienst der Sozialstaats-Ära ist der Kern ihrer politischen Utopie, ihre Vorstellung von Sozialismus. Im Widerstand gegen Privatisierung sind sich auch der linksradikale und der gewerkschaftsnah-reformerische Flügel einig, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen, so dass der Verdacht, die Linkspartei sei für Privatisierung, sich immer auch eignet um flügelübergreifende WASG-Identitäten zu mobilisieren. Umgekehrt ist es richtig, dass das Verhältnis zur Privatisierung in der Tradition der Linkspartei ambivalent ist, weil zwar die undemokratische Macht privater Konzerne kritisch gesehen wird, die demokratieschwache Macht bürokratisierter Staatsstrukturen aber auch. 

Ein fünfter Konflikt ist schließlich der um die Oppositions-Orientierung. Hier existiert in der Bundespartei eine Spannung zwischen dem prinzipiellen Ablehnen jeder Form von Regierungsverantwortung durch die Linke und dem prinzipiellen Befürworten jeder nur möglichen Form von Regierungsbeteiligung als Katalysator von Macht, Einfluss und Gestaltungsfähigkeit. In Bremen sind beide Extrempositionen in dieser Reinheit allerdings kaum vorhanden. Auch steht in absehbarer Zeit keine politische Entscheidung über eine mögliche Regierungsbeteiligung an. Der Konflikt wird daher auf der Ebene der Einschätzung der rot-grünen Regierungskoalition geführt, wobei die einen die Kurskorrektur gegenüber der Großen Koalition betonen und die anderen die Verhaftung der rot-grünen Regierung in der Kontinuität neoliberaler Spar- und Verschlankungspolitik. 

Allen diesen Konflikten ist gemeinsam, dass es sich um Konflikte um Macht und Identität handelt, um den Inhalt von Entscheidungen ebenso wie um die Art und Weise, wie Entscheidungen zustande kommen. Die übergroße Mehrheit der Mitglieder ist kein unbeschriebenes Blatt. Fast alle bringen Erfahrungen aus anderen Parteien, aus Gewerkschaften und anderen Organisationen mit, fast alle haben Erfahrungen gemacht mit undemokratischen Strukturen in linken Organisationen, mit Anpassungsprozessen und Ausgrenzung. 

Dies ist eine positive Kraft. Auch wenn die Austragung dieser Konflikte häufig mühsam und unbequem ist, stellen sie einen Motor der Parteibildung dar. Während der Diskurs der LINKEN über eine moderne Partei, die sich auch strukturell mit Machtbegrenzung, Basisdemokratie und Öffnung nach außen auseinandersetzt, ziemlich schwach ist, sind in Bremen bereits eine Reihe von Strukturen zum Tragen gekommen, die innovativ sind. Der Weg, wie dies vorangebracht wurde, war nicht der Weg einer Debatte um Parteireform, sondern der Weg, durch eine Vielzahl von konkreten Konflikten hindurch Formen zu entwickeln, die diese Konflikte nicht abschafften, sondern als eine innovative, verändernde Kraft nutzbar machten. 

Fazit: Nicht Volkspartei, aber Partei des Volkes

Die Erfolge der LINKEN bei der Wahl in Bremen und bei der Parteibildung sind kein Zufall. Sie sind das Ergebnis von Prozessen und Strukturen, die verallgemeinerbar sind und auch an anderen Orten aufgegriffen und verwendet werden können. Obwohl selten artikuliert, fließen Erfahrungen mit Grünen, SPD und PDS ein und stärken Tendenzen hin zu einer relativ stark basisorientierten Struktur, während umgekehrt eine nichtopportunistische Politik betrieben wird. Das produziert Spannungen, ist aber erfolgreich. 

Dieser Charakter einer professionellen, aber basisorientierten Partei ist allerdings jederzeit gefährdet. „Vereinheitlichung“ und „Effektivierung“ der Struktur kann diese Spezifik nach wie vor zerstören. Auch deshalb sind die Widerstände gegen jede vermeintliche Beschneidung der Basisrechte spontan und heftig. Mit Recht. Hier gibt es viel zu verlieren. 

Der Einzug der LINKEN in die Bürgerschaft schuf eine neue Situation, die neue Anforderungen stellt. Die Partei macht die Erfahrung, dass fast alles wahr ist, was sie immer schon über den bürgerlichen Parlamentarismus wusste: Dass Abgeordnete, sind sie einmal gewählt, eine nahezu unbeschränkte Macht haben und sie von der Partei formal zu nichts gezwungen werden können; dass allein sie die erheblichen Ressourcen verwalten, die einer Fraktion zufallen; dass der alltägliche Druck in Richtung auf Professionalisierung und Anpassung und nicht in Richtung auf Basisorientierung, Transparenz und Opposition wirkt; dass Mechanismen entstehen, die Fraktionsvorständen übergroße Macht zuwachsen lassen und demokratische Prozesse sich umkehren von bottom-up zu top-down. Wie erwähnt, hat die Partei fast keinen Diskurs, der sich hiermit angemessen, konstruktiv und kritisch auseinandersetzt, wenn auch eine Fülle von Erfahrungen und strukturellen Innovationen. 

Die Pluralität und das Gleichgewicht zwischen den Strömungen müssen jetzt erst richtig etabliert und zu einer dauerhaften politischen Kultur werden, denn mit dem Wegfall der Quellparteien fällt auch ein erheblicher Teil des Drohpotenzials weg, die Sache scheitern zu lassen, wenn diese Pluralität verletzt wird und wenn Machtfragen einseitig entschieden werden. Nur wenn die verschiedenen Seiten der Versuchung widerstehen, machtpolitisch durchzuziehen, hat die vereinigte Partei eine längerfristige Zukunft. 

„Wenig allerdings spricht dafür, dass die in ihrer Würde verletzten, atomisierten und netzwerklosen Unterschichten ohne Selbstbewusstsein sich gegen ihre Marginalisierung mit langem Atem und festem Willen auflehnen werden. Schlagkräftiger, zäher, konstanter und zielgerichteter Protest ist in aller Regel von Menschen mit hohen Qualifikationen, starken Identitäten, großer Artikulationsfähigkeit und souveränem Organisationsvermögen zu erwarten.“
 Die LINKE ist angetreten, um dieses Urteil in der Praxis zu widerlegen. Sie ist angetreten, um eine neue Form von Proletarität zu erfinden oder vielleicht auch wiederzuerfinden, die eben genau diese Eigenschaften aufweist. Eine Proletarität, die ein kultureller Gegenentwurf zum infamen Bild der „Unterschicht“ ist; einer handlungsfähigen, intelligenten Proletarität, die selbst schon ein soziales und kulturelles Bündnis ist.
 

Die Utopie der LINKEN als Partei ist nicht die Volkspartei, die es allen recht machen will. Es ist die Partei des Volkes, die Interessen der Unterdrückten vertritt, aber gerade deswegen nicht borniert, sondern emanzipativ ist. Es ist ein ebenso kühnes wie mühsames Projekt, bei dem alle Beteiligten einander ständig im Weg sind. So, wie Hans Magnus Enzensberger es vor etwa 40 Jahren in „Über die Schwierigkeiten der Umerziehung
“ vorhergesehen hat: 

Einfach vortrefflich

all diese großen Pläne:

das Goldene Zeitalter

das Reich Gottes auf Erden

das Absterben des Staates.

Durchaus einleuchtend. 

Wenn nur die Leute nicht wären!

Immer und überall stören die Leute. 

Alles bringen sie durcheinander. 

Wenn es um die Befreiung der Menschheit geht

laufen sie zum Friseur. 

Statt begeistert hinter der Vorhut herzutrippeln 

sagen sie: Jetzt wär ein Bier gut. 

Statt um die gerechte Sache

kämpfen sie mit Krampfadern und mit Masern. 

Im entscheidenden Augenblick

suchen sie einen Briefkasten oder ein Bett. 

Kurz bevor das Millennium anbricht

kochen sie Windeln. 

An den Leuten scheitert eben alles. 

Mit denen ist kein Staat zu machen. 

Ein Sack Flöhe ist nichts dagegen. 

Kleinbürgerliches Schwanken! 

Konsum-Idioten!

Überreste der Vergangenheit!

Man kann sie doch nicht alle umbringen!

Man kann doch nicht den ganzen Tag auf sie einreden!

Ja wenn die Leute nicht wären

dann sähe die Sache schon anders aus. 

Ja wenn die Leute nicht wären

dann gings ruckzuck.

Ja wenn die Leute nicht wären

ja dann!

(Dann möchte auch ich hier nicht weiter stören.)

� Magazin für Popkultur: www.spex.de


� Zur Wahlauswertung siehe Bernd Hüttner, Norbert Schepers: Die Bürgerschaftswahl in Bremen 2007. DIE LINKE im Westen angekommen? rls Standpunkte 11/2007;  SPD-Parteivorstand: Bürgerschaftswahl Bremen 13. Mai 2007, Ergebnisse und Schnellanalysen, Berlin 2007. 


� „Arbeit für Bremen und Bremerhaven e.V. (Kurzbezeichnung AFB) war eine 1995 von unzufriedenen ehemaligen SPD-Mitgliedern gegründete Partei, die ausschließlich im Land Bremen aktiv war. Trotz der SPD-Herkunft vieler ihrer Mitglieder war ihr Programm rechts von dieser angesiedelt. Bei der Bremer Bürgerschaftswahl von 1995 erzielte sie 10,7 % und zog mit 12 Abgeordneten in die Bürgerschaft ein. 1999 erreichte sie nur noch 2,4 % und war somit nicht mehr in der Bürgerschaft vertreten. Da ihre Mitgliederzahlen in den Folgejahren zunehmend sanken, löste sie sich 2002 auf.“ http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeit_für_Bremen_und_Bremerhaven.


� Wolfram Elsner: Industriepolitik und neoliberales Sanierungs-Regime im Stadtstaat. Die Freie Hansestadt Bremen, in: Wolfgang Krumbein und Astrid Ziegler (Hg.): Perspektiven der Technologie- und Innovationsförderung in Deutschland, Marburg 2005. 


� Ralf Grauel: Große Männer, große Haufen. Der Space Park in Bremen, in: brand eins 01/2005.


� Merrill Lynch: German Wealth Report 2000; Vermögenssteuer-Statistik Bremen 1995; Günter Tempel: Die Auswirkungen sozialer Polarisierung. Zur Entwicklung der Lebenserwartung und Sterblichkeit in ausgewählten Bremer Wohngebieten. Freie Hansestadt Bremen, Gesundheitsamt, 2006; Günter Tempel, Eberhard Zimmermann (Hg.): Gefährdete Kindheit. Auswirkungen sozialer Ungleichheit auf die Entwicklungschancen von Kindern in Bremen. Freie Hansestadt Bremen, Gesundheitsamt, 2007. 


� Ralf Wiegand: Der Fall Kevin, SZ vom 12.10.2006; Inken Ramelow und Kerstin Schneider: Bernd K.s hilfreicher Hausarzt, stern 1.11.2006; Bericht des Untersuchungsausschusses „Kindeswohl“, Freie Hansestadt Bremen, April 2007. 


� Frank Eisermann und Christoph Spehr: Spuk im Laboratorium. Beilage „Bremen“ der jw vom 26.04.2007. 


� Senator für Finanzen Bremen: Zentrales Finanzcontrolling, Jahresbericht 2005, Anhang C 1: Längerfristige Haushaltsentwicklung, Seite X: Entwicklung des Finanzierungsdefizits. Bremen, 19.04.2006. 


� Das Kitteler-Gutachten rechnet z.B. vor, dass weder eine Rückkehr zum Arbeitsplatzprinzip in der Lohn-, Einkommens- und Gewerbesteuer, noch eine Umstellung auf ein Wertschöpfungsprinzip, Mehreinnahmen in dreistelliger Millionenhöhe bringen würde. Das jährliche Defizit Bremens ohne Schuldendienst liegt aber bei ca. 500 Mio. Euro. Wolfgang Kitterer, Tanja Burckardt, Hajo Löwer: Stadtstaaten im Finanzverteilungssystem, Regionalwirtschaftsliche Studien des BAW, Köln 2004. 


� Heide Gerstenberger und Ulrich Welke (Hg.): Seefahrt im Zeichen der Globalisierung, Münster 2002; 


� Dies bedeutet nicht, dass es hier keine Handlungsspielräume der Politik bei der wirtschaftlichen Entwicklung des Standortes gäbe. Hier liegen auch wesentliche Defizite der Großen Koalition, aber auch schon der Politik der SPD-Regierungen vorher. Anstatt Netzwerk- und Cluster-Bildungen zu fördern und gezielt aufzubauen und auf die Integration von global orientierten Wirtschaftskernen und lokaler Ökonomie hinzuwirken, wurden einseitig isolierte Großprojekte gefördert, die auch im Erfolgsfalle die Abkoppelung der lokalen Ökonomie von den „Leuchttürmen“ vorangetrieben hätte. Für den Logistik-Sektor siehe z.B. Wolfram Elsner, Andreas Hübscher und Manfred Zachcial: Regionale Logistik-Cluster. An den Beispielen Bremen, Hamburg und Rotterdam, Frankfurt/Main 2005. 


� Axel Troost hatte bei der Bundestagswahl 2005 für den Wahlkreis Bremen II als Direktkandidat kandidiert. In den Bundestag zog er allerdings über die Landesliste der Linkspartei Sachsen ein. 


� Damals trat z.B. auch Wolfgang Meyer aus, der dann 2005 Vorstandssprecher der WASG wurde. 


� Die PDS verlor auch Personal an die SPD. Gerade die Jahre von 1999 bis 2003 zeigten, dass die PDS in Bremen über ein erhebliches Potenzial verfügte, aber unfähig war, ein breiteres linkes Spektrum langfristig zusammen zu halten. 


� WASG kippt Vorstand, taz Bremen, 18.07.2006.


� Die Linke blamiert sich selbst, taz Bremen, 10.11.2006. 


� Die Strategiepapiere sind dokumentiert in der Sammlung: Der Weg in die Bürgerschft, 2007 (masch.) 


� Gert Gampe: Gute Ernte. Über den Wandel des Symbols und den erfolgreichen Wahlkampf der Sozialistischen Partei der Niederlande (http://archiv2007.sozialisten.de/politik/publikationen/disput/view_html?zid=34840). 


� Der formale Akt der Fusion der beiden Quellparteien, die am 16. Juni 2007 durch den Bundesparteitag vollzogen wurde, besaß in Bremen verhältnismäßig wenig Aufmerksamkeit. 


� Eine ausführliche Powerpoint-Präsentation zum Haushalt der Fraktion, die für das Plenum erstellt wurde, ist auf der Website der Fraktion abrufbar (http://linksfraktion.dielinke-bremen.de/buergerschaft/aktuell/). Siehe auch: Die dunkle Seite der Macht, taz Bremen, 21.07.2007; Frau Troedel und die Detektive, taz bundesweit, 06.08.2007. 


� Peter Erlanson erklärte im Parlament mit Recht, dass die rot-grüne Koalitionsvereinbarung in Bremen sich liest, als sei in weiten Teilen aus dem 11-Punkte-Programm der LINKEN abgeschrieben worden. Die politischen Differenzen traten auf der Ebene der Programmatik im Wahlkampf entsprechend wenig deutlich hervor. 


� Die Problematik der „Gebrauchswert“ Doktrin war eine doppelte. Zum einen reduzierte sie die Funktionen der Partei und führte zu einer Disziplinierung der Basis im Sinne einer Unterordnung unter die parlamentarische Arbeit und die Interessen der Fraktionen. Zum anderen blockierte sie die strategische Entwicklung der PDS im Westen, da ein derartiger parlamentarisch reformistischer „Gebrauchswert“ hier meist nicht existierte bzw. das inhaltsleere Spekulieren mit Koalitionsangeboten die notwendige Differenz zur etablierten politischen Klasse verspielte, und damit die Glaubwürdigkeit der PDS als kritischer Opposition im Westen gefährdete.  


� Ein für die LINKE hervorragender Beitrag auf buten und binnen, dem Regionalprogramm im ARD-Fernsehen, zeigte die beiden Spitzenkandidaten Peter Erlanson und Klaus-Rainer Rupp, wie sie gemeinsam - der eine in roter Weste, der andere im Anzug - in die Bürgerschaft gingen und sich einen Tisch im Plenarsaal festschraubten. 


� Die Etikettierung des Bartträgers Erlanson als „Karl Marx von Bremen“, die sich in den Medien etablierte, erwies sich als günstig, weil sie einen gewissen Eigensinn ausstrahlte. Sie wurde durchweg nicht als inhaltliche Beschreibung verstanden und gemeint, sondern als eine optische Differenz zum modischen Zeitgeist. 


� Chris Anderson: The Long Tail. Why the Future of Business is Selling Less of More, New York 2006. 


� Plakate und 11-Punkte-Programm sind nach wie vor auf der Website der Bremer LINKEN, www.dielinke-bremen.de, unter „Wahlen“ downloadbar. 


� Nach der Bundessatzung ist es ausreichend, wenn die Hälfte der Mitglieder eines Vorstandes nicht gleichzeitig Abgeordnete sind. Beschäftigte von Fraktionen, Parteigliederungen und einzelnen Abgeordneten sind erst gar nicht erwähnt. Damit kann eine Fraktion praktisch personalidentisch gleichzeitig Landesvorstand sein, was eine politische Kontrolle der parlamentarischen Arbeit durch die Partei natürlich obsolet machen würde. 


� Franz Walter: Gewinnen und scheitern, in: ders.: Träume von Jamaika. Wie Politik funktioniert und was die Gesellschaft verändert, Köln 2006. 


� In der Bremer Wahlkampf-Debatte wurde dafür der Begriff „James-Bond-Strategie“ geprägt: „Schneller, härter, direkter.“ Dabei wurde auf den neuen 007-Film „Casino Royal“ mit Daniel Craig aus dem Jahre 2006 angespielt, der einen „proletarischeren“ Bond präsentierte und sich damit deutlich vom 007-Image der vorherigen Filme absetzte.


� Hans Magnus Enzensberger: Über die Schwierigkeiten der Umerziehung, in: ders.: Gedichte 1955-1970, Frankfurt/Main 1971. 
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